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Studien zum öſterreichiſchen Bereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
XI. 
Die amtliche Vereinsſtatiſtik. 


(Fortſetzung.) 
Die angedeuteten Gebrechen wiederholen ſich in analoger Art 


bei den jährlichen Gebahrungsausweiſen auf Grund des Formulars II. 


In dem grundlegenden Erlaſſe von 1866 iſt verlangt, daß die 
Vereine die jährlichen Ausweiſe nach Schluß des Verwaltungsjahres bis 
Ende Juni des folgenden Jahres erſtatten, und die hierauf geſtützte Auf⸗ 


faſſung, daß die Vereine wie in ihren gedruckten Rechenſchaftsberichten, 
ſo auch in den ſtatiſtiſchen Ausweiſen ihre eigene Geſchäftsperiode, ihr 


ſpecielles Verwaltungsjahr als Baſis annehmen können und ſollen, iſt 
durch das oberwähnte Formular II nicht ausgeſchloſſen. So kommt es, 
daß, obwohl die Durchführungsverordnungen von 1871 und 1872 auf 
dem eutgegengeſetzten Standpunkte ſtehen und das Solarjahr als das 
Gegenſtandsjahr betrachten, in der Berichterſtattung von Seite der Ver⸗ 
eine, man kann beinahe ſagen in der Regel, die bequeme Anpaſſung 
des Berichtes an die in den Vereinsangelegenheiten maßgebende Zeit⸗ 
einheit gewählt wird. Wollte man ſich dies gefallen laſſen, und es hat 
dieſer Modus im Intereſſe der Wahrheit der Daten viel für ſich, dann 
mußte man auf eine Gleichzeitigkeit in der Einlieferung der Berichte 
nicht nur verzichten, ſondern vielmehr darauf dringen, daß dieſelben 
unmittelbar nach Schluß der verſchiedenen Gegenſtandsjahre von jedem 
Vereine für ſich einlaufen, und die Reduction auf ein einheitliches Zeit⸗ 
maß in dem ſtatiſtiſchen Bureau vornehmen. Konnte man ſich aber 
hiezu nicht entſchließen, wollte man einen allgemeinen Einlieferungs⸗ 


termin, fo mußte damit übereinſtimmend auch eine allgemeine Zeitein⸗ 
heit als Berichtsobject gewählt werden, naturgemäß das Solarjahr, und 
man konnte geltend machen, daß, ſo wie die amtliche Statiſtik ſich weder 
mit Form noch Inhalt der gedruckten Rechenſchaftsberichte begnüge, 
ſondern außerdem die Beantwortung beſtimmter Fragen verlange, ſie 
ebenſo wenig die Wahl der Zeiteinheit der Berichterſtattung dem eigenen 
Ermeſſen der Vereine überlaſſen könne. 

Wie dem nun aber auch ſei, das Eine iſt gewiß, daß in beiden 
Fällen der Termin der Ablieferung viel zu weit hinausgerückt iſt (Juni 
nach der Miniſterialverordnung von 1866, Mai nach jener von 1871 8), 
Nicht nur gelangen die Daten der Jahresausweiſe auf dieſe Art ver⸗ 
ſpätet in die Hände der amtlichen Statiſtik, ſondern aus dieſem Um⸗ 
ſtande ergibt es ſich auch hier, daß die Daten vielfach auf einem un⸗ 
ſicheren Erinnern der Berichterſtatter beruhen oder ſogar geradezu nach 
dem Momente der Berichterſtattung aufgenommen und willkürlich retro⸗ 
trahirt werden. Kommt nun noch der anſcheinend geringfügige aber für 
die ſtatiſtiſche Technik ſehr erhebliche Umſtand hinzu, daß das Formu⸗ 
lar des Jahresausweiſes nicht zur Ausfüllung, ſondern zur Auf⸗ 
bewahrung von Seite der Vereine beſtimmt iſt und diefen nur als 
Muſter ihrer jährlichen Gebahrungsausweiſe dienen ſoll, ſo iſt es leicht 
zu begreifen, daß in vielen Fällen ſchon wegen des Verluſtes des For⸗ 
mulars noch weitere Verzögerungen und damit neue Quellen der Un⸗ 
genauigkeit, ſpeziell neue Hinderniſſe der Vergleichbarkeit der Daten 
entſtehen. 

Zu dieſen Gebrechen der Erhebung geſellt ſich eine weitere Un⸗ 


deutlichkeit des Fragebogens in einem weſentlichen Punkte. Iſt man 


auch feſt überzeugt, daß das Solarjahr als das Gegenſtandsjahr zu 
gelten habe, ſo hat man noch keinen Anhaltspunkt, für welche Zeit 
z. B. die Namen der Vorſtände und die Mitgliederzahlen angegeben 
werden ſollen. Nur wenige Vereine ſind ſo gewiſſenhaft, alle in dieſen 


Kategorien während der fraglichen Periode vorkommenden Veränderungen 


zu regiſtriren, die weitaus überwiegende Mehrzahl begnügt ſich mit der 
Angabe eines Namens oder einer Ziffer, welche man am richtigſten 
wohl als die dem Zeitpunkte der Berichterſtattung entſprechenden Daten, 
alſo als dem Gegenſtandsjahre ſremde Angaben anſehen wird, welche 
aber etwas anderes bedeuten ſollen und in der verſchiedenſten Weiſe 
aufgefaßt werden können, wie z. B. die Daten der Mitgliederrubrik 
als der Jahresdurchſchnitt der Mitglieder, als die Zahl derſelben bei 
Jahresanfang oder Jahresſchluß, als die Summe aller während des 
Jahres Eingetretenen. r 

Auch die Rubrik der Einnahmen und Ausgaben iſt nicht genügend 
präciſirt u. ſ. w. — ee 

Wir haben bis hieher die Einrichtung der Formularien beſprochen, 
ohne des Proceſſes zu gedenken, in dem ſich die Ausfüllung derſelben 
vollzieht. Die vollſtändige Beurtheilung des Werthes oder Unwerthes des. 


) In den Berathungen der ſtatiſtiſchen Centraleommiſſion (Referent 
Stubenrauch) war der April als Termin in Ausſicht genommen geweſen. 


durch die bezeichneten Faſſionen der Vereine geſammelten Materials iſt 
aber nicht möglich, wenn man nicht die Art und Weiſe mit in Betracht 
zieht, in welcher der Verwaltungsorganismus ſyſtematiſch eingreift, um 


die Beantwortung der geſtellten Fragen zu erreichen und die Antworten 
ſtatiſtiſch zu verwerkhen. Die Ingerenz der Behörden vermag die Man⸗ 


gelhaftigkeit der formellen Frageſtellung zu mildern und ſalſch angewen⸗ 
det kann ſie hiewiederum die beſte Einrichtung der Formularien in der 
Wirkung ſchmälern; das beſte Material nützt nichts, wenn es nicht wer- 
arbeitet wird, und das kritiſche Auge vermag hingegen auch in entſtellten 
Daten bis zu einem gewiſſen Grade das Wahre vom Falſchen zu unterſcheiden. 
Wie wirkt der öſterreichiſche Verwaltungsorganismus mit, um das 
Vereinsleben ſtatiſtiſch zu fixiren? Das iſt alſo die weitere Frage.“) 
Was die politiſchen Behörden anbelangt, ſo kommt zunächſt die 
Vorſchrift des M. E. von 1866 in Betracht, daß jedem neu entſtehenden 


Vereine zugleich mit der Intimation der Bewilligung die entſprechen⸗ 


den ſtatiſtiſchen Formularien hinausgegeben werden ſollen. Die Bewilli⸗ 
gung der Vereinsgründung, beziehungsweiſe (nach dem neuen Vereins⸗ 
geſetze) die Beſcheinigung der Statuten kann in die Competenz verſchie⸗ 
dener Behörden fallen, bald in jene der Statthalterei, bald in jene des 
Miniſteriums, ja in manchen Fällen erſcheint nach dem Geſetze von 
1852 die Conceſſionirung ſogar als Sache kaiſerlicher Bewilligung; 
die Austheilung der Formularien iſt aber immer mit der Intimation 
der Bewilligung, beziehungsweiſe der Statutenbeſcheinigung verknüpft, 
in dieſer Beziehung wird alſo ſtets die Landesbehörde einzuſchreiten 


haben. Sie wird es daher auch dann thun müſſen, wenn die Beſcheini⸗ 


gung der Statuten nicht verlangt wird, ſo daß eine wenigſtens indirecte 
Aeußerung der Behörde über das Exiſtentwerden des Vereines in allen 
Fällen zur Abgabe gelangt, nämlich auch dann, wenn ſich die Behörde 
urſprünglich, dem Vereinsgeſetze von 1867 entſprechend, lediglich paſſiv 
verhalten hat. 

Die politiſche Bezirksbehörde hat ſodann die ein für alle Mal 
zu erſtattenden Ausweiſe der Vereine zu ſammeln und, mit je einem 
Statutenpare verſehen, bis längſtens 10. Jänner nach Ablauf des 
Solarjahres der Statthalterei mit der Bemerkung einzuſenden, welche 
Vereine während des Jahres ihre Statuten verändert oder ſich 
aufgelöst haben. Hievon abgeſehen hat aber auch jede Bezirkhauptmann⸗ 
ſchaft einen genauen Kataſter über alle im Bezirke beſtehenden Vereine 
für ihre eigenen Amtszwecke anzulegen und in ſteter Evidenz zu erhalten. 
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Desgleichen iſt es unzweifelhaft, daß die Führung eines zuver⸗ 
läſſigen Vereinskataſters, verbunden mit einer Sammlung der Statuten 
und Jahresberichte, auch abgeſehen von jeder Publication für die 
ſtaatlichen Behörden, denen die Einſicht verſtattet wird, zumal für die 
oberſte Vereinsbehörde, das Miniſterium des Innern, einen Behelf von 
großer Wichtigkeit bilden muß. 

! Hiemit kann ſich aber ein ſtatiſtiſches Amt nicht begnügen, das 
Lebensprincip desſelben iſt ja die Publicität feiner Arbeiten. So wie 
ſchon lange vor der Reform der Vereinsſtatiſtik im amtlichen Anftrage das 
Werk Stubenrauch's über das Vereinsweſen publicirt worden war, ſo 
mußte man jetzt eine Reihe von periodiſchen Veröffentlichungen erwarten. 
| In dieſer Beziehung liegen nun als das nächſte Ergebniß die 
dem ſtatiſtiſchen Jahrbuche ſeit 1870 eingeſchalteten Tabellen über den 
Stand der Vereine vor. 10) 

| Außer dieſer tabellariſchen Ueberſicht find einzelnen Vereinsgruppen, 
nämlich den „Actiengeſellſchaſten, Bank- und Creditinſtituten, Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und den Sparcaſſen“, eingehendere 
Darſtellungen in dem Jahrbuche gewidmet, den drei erſteren neben der 
allgemeinen Ueberſicht noch in dem 8., der letzteren Gruppe in dem 
diesem Gegenſtande allein gewidmeten 9. Jahrbuchshefte. Dieſer Zweig 
der Statiſtik iſt aber zum großen Theile unabhängig von der Reform 
der Vereinsſtatiſtik von 1866 geſchafſen worden, wir wollen uns daher 
im Folgenden, wie wir hiemit zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen 
ausdrücklich bemerken, nur auf die Vereine im engeren Sinne beziehen. 
| Was nun dieſe Gruppen betrifft, jo find in der ſtatiſtiſchen 
Monatsſchrift einige Mittheilungen über einzelne Länder erfolgt, des⸗ 
gleichen geht aus dem Berichte des Präſidenten der ſtatiſtiſchen Central⸗ 
commiſſion an den Budapeſter Congreß (1876) hervor, daß eine um⸗ 
ſaſſende Geſchichte und Statiſtik der politiſchen Vereine im Manufkript 
vollendet iſt; die erſtgenannten Aufſätze ſind aber aphoriſtiſcher Natur, 
und die letztgenannte Arbeit hat das Licht der Oeffentlichkeit nicht 
erblickt, kommt daher nicht weiter in Betracht. Zur Beurtheilung der 
Leiſtungen der Vereinsſtatiſtik ſind wir im Weſentlichen auf die 25 Seiten 
des Jahrbuches angewieſen, welche die erwähnten Tabellen enthalten, 
mit dieſem allein wollen wir uns demnach beſchäftigen. 

Daß lediglich ein Auszug des Vereinskataſters vorliegt, iſt evident, 
und auch aus dieſem erfahren wir nur die Zahl der Vereine nach 
beſtimmten Gruppen und nach ihrer territorialen Vertheilung; alle anderen 


Was die jährlichen Gebarungsausweiſe der Vereine anbelangt, ſo zur Eintragung in den Vereinskataſter gemachten Angaben bleiben 


hat die politiſche Bezirkshehörde im Jänner oder Februar jeden Jahres 
die im Bezirke befindlichen Vereinsleitungen um die Zuſendung des 
Thätigkeitsausweiſes für das abgelaufene Jahr zu erſuchen, die ein⸗ 
gehenden Ausweiſe zu ſammeln und mit Ende Mai der Statthalterei 
vorzulegen. Die Statthalterei übermittelt die an ſie gelangten Nach⸗ 
weiſungen unmittelbar au die ſtatiſtiſche Centralcommiſſion, und zwar die 
Kataſteremgaben bis Ende Jänner, die Gebarungsausweiſe bis Ende 
Juli jeden Jahres, die erſteren mit einem Landesausweiſe verſehen, die 
letzteren in einer einzigen vollſtändigen Sammlung. 

Wie behandelt und wie verarbeitet nun die ſtatiſtiſche Central⸗ 
commiſſion das ihr gelieferte Material? 

Die erſte Aufgabe iſt die Führung des Vereinskataſters. 

Die unmittelbare Erfüllung dieſer Aufgabe entzieht ſich ſelbſt⸗ 
verſtändlich als eine äußerlich nicht hervortretende Leiſtung dem publi⸗ 
eiſtiſchen Urtheil. Nur fo viel iſt aus der Anlage und den zu Tage 
tretenden Ziffernreſultaten der Arbeit klar, daß die correcte Bewältigung 
dieſer Datenmaſſen ebenſoviel Zähigkeit und Pünktlichkeit als Umſicht und 
Verſtändniß erfordert. Man braucht zur Beleuchtung der Arbeitsmaſſe 
nur daran zu erinnern, daß die Zahl der regiſtrirten Vereine ſich nach 
dem ſtatiſtiſchen Jahrbuche in folgender Progreſſion vergrößert hat: 


Jahr 1867 4.348 Vereine, 
Jahr 1869 6.536 Vereine, 
Jahr 1871 8.999 Vereine, 


Jahr 1873 


. 11.393 Vereine, 
Jahr 1875 


. 11.758 Vereine. 


) Die amtliche Action auf dem Gebiete der Vereinsſtatiſtik ift außer durch 
die wiederholt berufene Verordnung von 1866 vor allem durch die Erläſſe des 
M. d. J. vom 16. September 1871, Z. 11.420, und vom 6. März 1872, 
3. 5845, geregeit. In Bezug auf die Details der Thätigkeit der Unter⸗ 
behörden ſind überdies die Landesbehörden normirend eingeſchritten, z. B. die 
böhmiſche Statthalterei in ihren Erläſſen vom 14. Mai 1872 3. 12.042, vom 
25. December 1872, Z. 64676, u. a. m. 


unberückſichtigt. 

So groß nun auch, wie wir ſchon oben anerkannt, der Werth 
des Vereinskataſters als archivaliſche Quelle iſt, für die Publication 
der im Jahrbuche aus demſelben extrahirten Daten iſt er nicht nöthig, 
die Zahl der Vereine, welche ſich in jedem Bezirke vorfinden, muß 
jede Landesſtelle auf Grund der Conceſſionirung, Statutenbeſcheinigung 
u. ſ. w. ohne weitläufige Erhebung aus ihren eigenen Aufſchreibungen 
mitzutheilen in der Lage ſein und wir glauben ſogar, daß man ihr die 
Eintragung in ein beſtimmtes Rubrikenſchema überlaſſen könnte. Für 
die in dem Jahrbuche mitgetheilten Daten iſt, wir wiederholen es, der 
Apparat der Eingaben zur Eintragung in den Vereinskataſter ein ganz 
unverhältnißmäßiger Aufwand. 

Was endlich die von den Vereinen jährlich zu erſtattenden 
Thätigkeitsausweiſe anbelangt, fo findet ſich von einer Verwerthung ders 
ſelben in dem ſtatiſtiſchen Jahrbuche keine Spur. 

Ein Urtheil über die Ausnützung des Materials iſt nun durch 
die Nichtpublication desſelben allerdings in keiner Weiſe gegeben, aber 
trotzdem liegt es nahe, daß die Vereine und die politiſchen Localbehör— 
den, welche aus einer Einſicht in den Vereinskataſter und deſſen Bei⸗ 
lagen ſelbſt Nutzen zu ziehen nicht in die Lage kommen, durch die 
Nichtpublication des Inhalts ihrer Eingaben in den Zweifeln an der 


10) Ueber die „Bank⸗ und Creditinftitute” ſowie über die „Sparcaſſen“ 
hatte das Jahrbuch ſchou früher Mittheilungen gebracht, ſeit 1870 ſind nun auch 
die „Vereine“ im Allgemeinen vertreten. In dem Jahrbuche für 1870 (S. 427 bis 
433) erſchien eine „allgemeine Neberſicht der Vereine in den Jahren 1867, 1868 
und 1869“, welche in drei Jahrestabellen die Zah! der Vereine (uach Ländern 
und zwanzig Gegenſtandskategorien! regiſtrirte. Wie man ſieht, war die erſte 
Publication um Jahre verſpätet. Das nächſte Jahr (1870) wurde ganz über⸗ 
ſprungen und im Jahrbuche 1871 der Anfang mit einer erweiterten tabellariſchen 
Jahresüberſicht gemacht, nämlich mit einer 29gliedrigen Tabelle über die Zahl 
der Vereine nach politiſchen Bezirken. In dieſer Geſtalt ſind die Nachweiſungen 
forlgeführt worden und füllen ſeit dem Jahrgange 1872, ſeitdem nämlich das 

Jahrbuch in Heften erſcheint, regelmäßig einen Theil des 8. Jahrbuchsheftes. 


Nothwendigkeit derſelben beſtärkt werden und ſich in Folge hievon um 
ſo mehr gegen die Erſtattung derſelben ſträuben. 

Auch die auffallende Thatſache, daß wenige Jahre, nachdem die 
Vereinsſtatiſtik in der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion centraliſirt worden 
war, einige Fachminiſterien wieder ſpecielle Erhebungen über die ihr 
Reſſort berührenden Vereine veranlaßt haben, fo das Handels-, das 
Ackerbau⸗ und ſogar das der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion unmittelbar 
vorgeſetzte Unterrichtsminiſterium 1), können wir uns zum Theile aus der 
geringen Publicität der vereinsſtatiſtiſchen Materialien erklären. 

Aus dieſem Widerſpruche des Erhebungsmodus und der Art der 
Veröffentlichung herauszukommen iſt die nächſte Aufgabe und es kann 
ſich nur fragen, ob die Reform nach der Seite der Erhebung der Daten 
oder auf die Publication derſelben wirken ſoll. Wir glauben, nach beiden, 
und wir wollen im Folgenden anzudeuten verſuchen, wie dies nach 
unſerer Anſicht geſchehen müßte, ohne die Gefahr heraufzubeſchwören, 
welche wir in allen ſtaatlichen Dingen am meiſten fürchten, nämlich 
ohne einen weitläufigen Apparat neuer legislativer oder adminiſtrativer 
Maßnahmen, ohne an, wenn auch mangelhaften, ſo doch eingelebten 
Inſtitntionen mehr als dringend nöthig zu rütteln, und vor allem ohne 
den Verſuch, verfehlten Verſuchen den Verfuch neuer Verſuche zu ſub⸗ 
ſtituiren. Mit andern Worten, wir werden uns nicht lange beſinnen, 
einen zweckwidrigen Apparat einfach zu beſeitigen und auf den nicht 
erreichten Zweck zu verzichten, aber ſchwere Bedenken tragen, mit einem 
neuen Apparat zu experimentiren. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Apotheker ſind Gewerbetreibende im Sinne des Handelskammer⸗ 
Geſetzes. 

Gegen den Beſcheid der Börſedeputation in T. vom 20. Jänner 
d. J., Z. 92, in Betreff der Zahlung der Handelskammerumlagen 
brachte Dr. B. B., Apotheker in Trieſt, unterm 1. Februar d. J. den 
Recurs bei der Statthalterei in T. ein, indem er ausführte, daß er 
ſich nicht für verpflichtet erachte, den ſ. g. canone di borsa zu enk⸗ 
richten, weil nach Art V, g des Kundmachungs⸗Patentes zur Gewerbe⸗ 
ordnung dieſes Gefetz auf die Beſchäftigung der Apotheker keine An⸗ 
wendung zu finden habe und Recurrent daher nicht unter die Mitglieder 
des Handels- und Gewerbeſtandes zähle, welche nach $ 7 des Geſetzes 
vom 29. Juni 1868 über die Organiſirung der Handels- und Gewerbe⸗ 
kammern wahlberechtigt und nach den mit Handels⸗Miniſterialerlaß 
vom 24. April. 1869, Nr. 5806, genehmigten Regolamento interno 
dieſer Kammer zur Zahlung der Kammerkoſtenbeiträge (canone di borsa) 
verpflichtet ſeien. Recurrent iſt der Meinung, daß ſich die obigen Be⸗ 
ſtimmungen nur auf jene Apotheker beziehen können, welche auch ſolche 
Artikel verkaufen, die von Anderen erzeugt und nur in entfernterem 
Rapporte mit dem Apotheker-Geſchäftsbetriebe find. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 20. April 1878, 
8. 4055, unter Hinweis auf den § 21, Abſ. 3 des Geſetzes vom 29. Juni 
1868, R. G. Bl. Nr. 85, dann auf die Aeußerung der k. k. Finanz⸗ 
direction in T. vom 3. April d. J., Z. 3543, wornach B. eine Ein⸗ 
kommenſteuer entrichtet, welche zweifelsohne unter die im § 21 alin. 3 
des Geſetzes vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 85 normirte 
Beitragspflicht ſür die Koſten der Handelskammern fällt, und mit 
Bezugnahme darauf, daß der canone di borsa Nichts anderes fei, 
als die im § 21 des Geſetzes vom 29. Juni 1868 vorgeſehene Um⸗ 
lage auf die Erwerbſteuer, dem Recurſe keine Folge gegeben. 

Hiegegen ergriff Dr. B. den Miniſterialrecurs. In dieſem betont 
B. insbeſondere, daß angeſichts des Art. V, g des Kundmachungs⸗ 
Patentes zur Gewerbeordnung er nicht von einer Steuer getroffen 
werden könne, welche blos auf die Gewerbetreibenden Anwendung findet, 
und hebt hervor, daß er ſich nur mit dem eigentlichen Pharmaceuten⸗ 
geſchäfte, mit chemiſchen Analyſen und der Dispenſirung von ver⸗ 
ſchriebenen Medicam enten befaſſe, einen Haudel mit verwandten Artikeln 
jedoch nicht betreibe. 


11) Vgl. Erlaß des Handelsminiſteriums vom 4. Jänner 1873, Z. 472, 


des Ackerbauminiſteriums vom 19. Mai 1876, Z. 2800, des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht vom 7. November 1870, Z. 11.517. 
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Das k. k. Handelsminiſterium hat mit Entſcheidung vom 2. Juli 
1878, 3. 15.622, diejen Recurſe aus den Gründen der angefochtenen 
Entſcheidung keine Folge gegeben. 

Bemerkung des Einſenders: 

Bei dem vorliegenden Falle kommt das Verhältniß des Art. V „8 
(Kundmachungs⸗Patent zur Gewerbeordnung) zum 8 7 beziehungsweiſe 
$ 21 des Geſetzes vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 85, in 
Betracht. Es unterliegt wohl keinem Zweifel, das der Geſchäftsbetrieb 
der Apotheker nicht als ein eigentlicher Gewerbsbetrieb, ſondern viel- 
mehr als ein mit dem öffentlichen Sanitätsweſen in nahem Zuſammen⸗ 
hange ſtehender Beruf anzuſehen iſt. Allein trotzdem muß der Ausdruck 
„Mitglieder des Handels- und Gewerbeſtandes“, welcher in dem hier 
maßgebenden Paragraphe (§ 7) des Handelskammer-Geſetzes gebraucht 
wird, auf die Apothekergewerbe Anwendung finden, weil in dem letzten 
Geſetze nirgend vorgeſchrieben iſt, daß die Reſtriction, welche durch das 
Kundmachungs⸗Patent zur Gewerbeordnung (Art. V) in Betreff gewiſſer 
gewerblicher Beſchäftigungen eingeſührt wurde, auch auf die Inſtitution 
der Handels⸗ und Gewerbekammern, beziehungsweiſe auf die Zuſammen⸗ 
ſetzung derſelben auszudehnen ſei. Es find in der That die Handels- 
und Gewerbekammern ſtets als Vereinigungen von Gewerbtreibenden 
im weitern Sinne aufgefaßt worden, wie denn auch z. B. Eiſeubahn⸗ 
und Dampfſchifffahrts⸗Unternehmungen, Handelsmäkler, Schiffsrheder, 
Salinen⸗ und Bergbaubeſitzer, Seeſchiffe, Privilegiumsinhaber, kurz eine 
Menge von gewerblichen Berufen, welche auch im Kundmachungs⸗ 
Patente zur Gewerbeordnung als von der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
(hinſichtlich des Antrittes und Betriebes ihrer Geſchäfte) ausgenommen 
angeführt werden, — als Unternehmungen betrachtet werden, auf welche 
die Beſtimmungen des Handelskammer⸗Geſetzes Anwendung finden, und 
welche zu den Handels⸗ und Gewerbekammern wahlberechtigt, daher 
auch verpflichtet ſind, die Kammerumlagen zu berichtigen. 

v. W. 


Wildſchadenerhebungs⸗Commiſſionskoſten kommen von der Partei, 
welche die Erhebung veranlaßt hat, allein zu tragen, wenn dieſe 
Partei bei der Erhebung nicht einmal ſo viel behaupten konnte, 
als ihr vor der Erhebung an Entſchädigung angeboten wurde. 


Die Herrſchaft St. übt in der Kataſtralgemeinde Gl. die eigene 
Jagd aus. Die Gemeinde W. beſitzt in der letztgenannten Kataſtral⸗ 
gemeinde eine, ungefähr 3 Joch große Föhren⸗Cultur, welche im letzten 
Winter angeblich von Hochwild beſchädiget worden fein ſoll. 

Die Gemeinde begehrte einen Wildſchadenerſatz von 500 fl., den 
ſie dann auf 300 fl. mäßigte. Die Herrſchaft erbot ſich vergleichsweiſe 
zu einem Erſatze in der Höhe von 50 fl. Hiemit nicht zufrieden 
begehrte die Gemeinde die commiſſionelle Erhebung des Schadens 
welche auch unter Intervention der Bezirkshauptmannſchaft K. ſtattfand. 

Die Sachverſtändigen ſetzten den Schaden mit 43 fl. 12 kr. feſt. 
— Hierüber fällte die Bezirkshauptmannſchaft K. ddo. 14. November 
1877, 8. 5281 die Entſcheidung dahin, daß die Gutsherrſchaft St. 
der Gemeinde W. als Erſatz des Wildſchadens 43 fl. 12 kr. zu bezahlen 
und die Hälfte der mit 71 fl. 72 kr. aufgelaufenen Commiſſionskoſten 
alſo 35 fl. 86 kr. zu tragen habe. 5 

Dieſe Entſcheidung wurde, da die Herrſchaft St. gegen die theil⸗ 
weiſe Verurtheilung in die Koſten berufen hatte, von der Statthalterei 
mit Entſcheidung vom 12. Jänner 1878, 3. 38.754 beſtätiget. 

Auch gegen dieſe Entſcheidung wurde im Koſtenpunkte von der 
genannten Herrſchaft recurrirt und das k. k. Miniſterium des Innern 
behob mit Erlaſſe vom 26. März 1878, 3. 3435, die Entſcheidungen 
der erſten und zweiten Inſtanz und verurtheilte die Gemeinde W. 
in die alleinige Tragung der fraglichen Commiſſionskoſten, „nachdem 
dieſe nach $ 24 der Miniſt.⸗Verordng. vom 3. Juli 1854, Nr. 169 
R. G. Bl. in der Regel von derjenigen Partei zu erfetzen kommen, 
welche die behördliche Intervention veranlaßt hat und nach den vor⸗ 
liegenden Erhebungen deßhalb kein ausreichender Grund vorhanden war, 
die Gegenpartei zum Rückerſatze der Koſten zu verhalten, weil die 
Gemeinde W. durch die ämtliche Wildfchadenerhebung nicht einmal ſo 
viel behaupten konnte, als ihr Seitens der Jagdinhabung vor der 
commifſionellen Erhebung angeboten wurde.“ 


Dr. E. H. 


Fiteratur 


Perfonal- und Nealunion mit einem Anhange: Das ſtaats⸗ 
rechtliche Verhältniß von Defterreich- Ungarn. Von Dr. Fr. von 
Juraſchek. Berlin, C. Heymann 1878. — 8. 128 S. geh. 1 fl. 20 kr. 


Es iſt immer ein günftiges Zeichen für eine Wiſſenſchaſt, wenn Contro⸗ 
verſen auftauchen und in heftigem Wortſtreit erörtert werden, denn in Poſitionen 
und Negationen bewegt ſich der Fortſchritt der Wiſſenſchaſten. Für das Allge⸗ 
meine mag es dabei gleichgiltig ſein, wie viel Wahres der Einzelne enthüllt, 
wenn nur Leben und Bewegung in die Maſſe kommt, der Gegenſtand nach allen 
Seiten beleuchtet und gedreht wird. Unwillkürlich kam uns dieſer Gedanke bei 
der Leetüre obigen Buches, denn es bekämpft zahlreiche Poſitionen mit ätzender 
Kritik in einer Wiſſenſchaft und in einem Gebiete derſelben, wo es lange ſtill 
geweſen. Seinen Negationen läßt der Verf. übrigens auch Poſitionen folgen und 
diefe ſordern unſere Beſprechung heraus. Wie immer dieſe ſich aber ſtellen mag, 
das muß von vornherein anerkannt werden, daß der Verf. mit großem Fleiße 
und im Geiſte ſtrenger Wiſſenſchaftlichkeit vorging, was man, beſonders bei 
Arbeiten aus dem öſterreichiſchen Staatsrecht nicht immer ſagen kann. 

Weit ausholend führt uns der Verf. ſämmtliche Definitionen der Perſonal⸗ 
und Realunion ſeit der älteſten Zeit vor und ſucht durch ſcharfe Kritik aus der⸗ 
ſelben das Gute und Echte für ſeine Zwecke heraus zu ſchälen. Mit diefem 
Bündel fremder Gedanken begnügt er ſich jedoch nicht, ſondern mehrere einſchlägige 
Staatenverbindungen, wie Schweden⸗Norwegen, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha ꝛc. ze. 
ſchildernd zeigt er uns, was dieſelben für gemeinſame und unterſcheidende 
charakteriſtiſche Merkmale haben. So erweist ſich das früher gefundene Gute 
definitiv als zutreffend, das Schlechte wird endgiltig verworfen. Auch Ein⸗ 
zelnes, was von früheren Gelehrten abſichtlich oder unabſichtlich überſehen 
wurde, entdeckt der Verf. und baut gerade darauf ſeine Definitionen. Un⸗ 
bedingt einverſtanden kann man mit der Definition der Perſonalunion ſein, 
ſie hält ſich auch mehr an den herkömmlichen Typus; weniger ſagt uns des 
Verfaſſers Definition der Realunion zu, die ganz originellen Urſprunges 
iſt. Zweifellos iſt der Gedanke, ſie als verfaſſungsmäßige Staatenvereinigung 
aa Eeoyıhv hinzuſtellen, viel verſprechend, aber wäre es keine beſſere Löfung 
geweſen, die Realunion in der Weife H. Schnlze's als verfaſſungsmäßige Ver⸗ 
bindung durch den Monarchen allein hinzuſtellen und alle anderen Arten 
ſeiner Realunion als beſondere Vereinigungsart aufzufaſſen, etwa als Union der 
Legislative, der Verwaltung? Verwundert hat uns, daß der Verfaſſer ſich nicht mehr 
mit Bundesſtaat und Staatenbund beſchäftigt. Eine definitive Löſung aller ein⸗ 
ſchlägigen Fragen kann doch nur eine umfaſſende Darſtellung aller Staatenver⸗ 
einigungen bringen. War dies nach der Vorarbeit S. Brie's nicht leicht möglich? 
Es würde uns freuen, wenn dieſe Aufforderung den Verf. veranlaſſen würde, 
eine ſolche Arbeit zu liefern. 

Im Anhang wird das Verhältniß zwiſchen Oeſterreich und Ungarn 
beſprochen. Es ſcheint, als wäre dies eine interne Angelegenheit zwiſchen dem 
Verſ. und Prof. Bidermann *), die den Kritiker nichts angeht, doch es wird ja 
auch hier mit Vermeidung aller Perſönlichkeiten eine wiſſenſchaftliche Frage zu 
löſen, Oeſterreich⸗Ungarn als Realunion darzuſtellen verſucht. Ob es gelungen? 
Jedenfalls iſt der Löſungsverſuch originell, denn nicht blos die Delegationen 
ſollen darnach 2 ſelbſtſtändige Körper, recte Parlamentsausſchüſſe fein, Sondern auch 
jeder gemeinſame Miniſter ſoll in ſich zwei Miniſterperſönlichkeiten ſchließen, wie 
unſer Kaiſer zugleich Kaiſer und König iſt. Wir ſind leider nicht in der Lage, 
den Ausſprüchen des Verf.“s, die Wort für Wort mit Geſetzesſtellen belegt find, 
widerſprechen zu können, aber geſtehen müſſen wir, daß ſeine Anſchauung unſerem 
Gefühle viel zumuthet. Andererſeits erſcheint freilich nunmehr die Auffaſſung 
Oeſterreich⸗Ungarns als Staatenſtaat Bidermann behauptet dies) oder als Perſonal⸗ 
union ganz unhaltbar. 


Wir glauben nicht, daß alle im obgenaunten Buche angeregten Fragen 
endgiltig gelöst find, aber wenn der Prf. hoffte, mit feiner Arbeit Grundſteine 
zu geben, deren Ueberbau die Zukunft liefern ſoll, wenn er hoffte mit ſeinem 
Buche eine wiſſenſchaftliche Anregung zu geben, dann hat er ſeinen Zweck voll 
erreicht; denn das Buch iſt reich au fruchtbaren Anſätzen und kann der Anlaß 
zu mancher der Wiſſenſchaft Gewinn bringenden Unterſuchung werden. Wir wünſchen 
alſo dem Verf. einen luſtigen Kampf, find wir doch überzeugt, daß er die Grund⸗ 
züge ſeiner Anſchauungen glücklich und heil durchbringt, denn im Kerne ſind 
ſie geſund. 


ne 


), Prof. Bidermann: „Ueber die rechtliche Natur der öſterr.⸗ ungar. 
Monarchie“. Vortrag in der Jur. Geſellſchaſt zu Wien, 1877. 
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Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 7. Juli 1878, 3. 9044. betreffend 
Paßerleichterungen für Reiſen und Aufenthalt in Spanien. 

Laut eines von der k. und k. Geſandtſchaft in Madrid eingelangten Berichtes: 
wurden dortlands mittelſt Cireulares vom 10. Juni l. J. die Paßvorſchriften 
vom Jahre 1870 und 1875 für aufgehoben erklärt und zugleich das Deeret vom 
17. December 1862 wieder in Wirkſamkeit geſetzt, wodurch 

„die nach Spanien reiſenden fremden Staatsangehörigen der Nothwendig⸗ 
keit enthoben werden, Päſſe an der Grenze zu präſentiren oder dieſe vor ihrem 
Eintritte nach Spanien durch die ſpaniſchen Conſule vidiren zu laſſen“. 

Es wird ihnen jedoch empfohlen, Heimatſcheine mit ſich zu führen 
aber auch in Ermanglung ſolcher iſt ihnen laut § 5 des beſagten Decretes der 
Aufenthalt in Spanien zu geſtatten, ſobald zwei Perſonen aus dem Orte, wo ſich 
der betreffende Ausländer befindet, ſchriftlich erklären, daß fie ihn kennen und 
derſelbe ſeinen Reiſezweck der Localautorität bekannt gibt. 

Das Miniſterium des Innern beehrt ſich Hochdiefelben hievon im Sinne der 
diesfälligen Zuſchrift des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 30. Juni l. J, 
3. 9548 I und mit Beziehung auf den h. o. Erlaß vom 27. Juli 1875, 
3. 11.351, zur gefälligen weiteren Veranlaſſung in Kenntniß zu ſetzen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 8. Juli 1878, 3. 6996, betreffend 
die Coneeſſionsertheilung für Tretpreſſen und die entſprechende neberwachung 
des diesfälligen Geſchäftsbetriebes. 

In einer an das Miniſterium gerichteten Petition des deutſch öſterreichiſchen 
Buchdrucker⸗Vereines wird ſich über das Ueberhandnehmen der Conceſſion für 
Tretpreſſen und über mehrere bei Ausübung dieſer Conceſſionen vorkommende 
Uebelſtände beklagt. 

Das Miniſterium des Innern findet ſich im Einvernehmen mit dem Handels⸗ 
miniſterium hiedurch veranlaßt, Hochdieſelben zu erſuchen, gefälligſt dahin wirken 
zu wollen, daß bei vorkommenden Geſuchen um derlei Conceſſionen ſtreng nach 
den Beſtimmungen der 88 16— 19 der Gewerbeordnung vorgegangen werde. 

Zugleich wollen Hochdieſelben darauf dringen, daß Ausſchreitungen der 
Beſitzer von Tretpreſſen, inſoweit es das Gebiet der Typographie betrifft, durch 
eine genaue Bezeichnung der Erzeugungsberechtigung in der zu ertheilenden Con⸗ 
ceſſion und durch die entfprechende Ueberwachung ihres Geſchäftsbetriebes vor⸗ 
gebeugt werde. 


Perſonalie n. 


Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzprocurator in Graz 
Dr. Jacob Zeball den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben die Finanzräthe Eduard Burjanek in Wien und 
Friedrich Peters in Prag zu Oberfinanzräthen ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzinſpector Franz Scholz in Czernowitz 
taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Wahl des Dr. Julius Ritter von Newald 
zum Bürgermeister der Reichs⸗Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien beſtätigt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaſt in Jägerndorf Karl Persina anläßlich deſſen Penſionirung das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der n. 5. Finanz⸗Landesdirec⸗ 
tion Ignaz Freiherrn von Buſchmann den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Karl Freiherrn v. Czörnig zum 
Oberfinanzrathe bei der Trieſter Finanzdireetion ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem k. u k. Honorar⸗Viceconſul in Hellevoetsluis 
D. Mair das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majzeſtät haben den Kanzleiſecretären der k. u. k. Botſchaft in Con⸗ 
ſtantinopel Karl Prumler und Longin Holbüra das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Viceſecretär im Finanzminiſterium Dr. Rafael 
Eckhardt zum Finanzrathe der Wiener Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 

Forſtelevenſtelle im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Tomänendirection in 
Salzburg mit 500 fl. Adjutum jährlich, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 165.) 

Oberförſtersſtelle mit der neunten Rangsclaſſe bei der Forſt⸗ und Domä⸗ 
nendirection in Oberöſterreich, eventuell Förſters⸗ und Forſtaſſiſtentenſtelle in der 
zehnten, reſpective eilften Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 168.) 

Bezirksſecrekärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Steiermark mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 169) 

Kanzleioffieialsſtelle im Stande der Steueradminiſtration in Wien in der 
zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Kanzeliſtenſtelle in der eilften Rangselaſſe, bis 
Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 169.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


